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Der IVa - Zivilsenat des Bundesgerichtshofes
hat auf die miindliche Verhandlung vom 22. Januar 1986
durch den Vorsitzenden Richter Dr. Hoegen und die

Richter Dr. Lang, Dehner, Dr. Schmidt-Kessel und
Dr. Ritter

filr Recht erkannt:

Die Revision des Kl#gers gegen das
Urteil des 8. Zivilsenats des Ober-
landesgerichts Minchen vom 2. Mirz
1984 wird auf seine Kosten zurlick-
gewiesen,

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Der Kléger begehrt von der Beklagten, seiner
Schwdgerin, Pflichtteilserglinzung nach § 2329 BGB.
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Der Erblasser Johann SENINNEEED sen. hatte
finf Kinder, darunter den Kldger und Johann
jun., den verstorbenen Ehemann der
Beklagten. Durch notariellen "Uberlassungsvertrag
ohne Auflassung und Erbvertrag" vom 24, Juni 1963
ibertrug der Erblasser seinen einzigen Vermdgens-
gegenstand, das Anwesen AlljilstraSe @l in ZGEENED,
in dem er ein Lebensmittaelgeschift und eine Kfz-Werk-
statt betrieb, mitsamt dem Geschdft an seinen Sohn
Johann SGEEEP jun. Die Auflassung des Grund-
besitzes hatte auf Verlangen des Erwerbers bzw.
seiner Erben zu erfolgen, frihestens bei der Wieder-
verehelichung des VerduBerers oder seinem Tode. Zur
Sicherung des Anspruchs auf Ubergang des Eigentums
wurde eine Auflassungsvormerkung bewilligt. Als
Gegenleistung r#dumte Joharm SEEINEEEP jun. dem Erb-
lasser ein Leibgedinge ein (Wohnungs- und Mitbenutzungs-
recht, Wart und Pflege, sowie eine monatliche Rente
von zun#chst 100,- spiter 150,- wund zuletzt 200,- DM),
Ubernahm auf dem Grundstiick bestehende Belastungen
und verpflichtete sich, an seine Geschwister innerhalb
von sechs Jahren bestimmte Abfindungsbetrdge zu zahlen,
davon an den Kldger 5.000 DM. Weiter setzte der Erblasser
Johann SN jun.,ersatzweise dessen Abktmmlinge
nach Stammanteilen ,zum Alleinerben ein. Die Parteien
bewerten die vereinbarten Gegenleistungen tibereinstimmend
mit 89.497,95 DM.

Am 23, Februar 1970 schlossen der Kldger und sein
Bruder Johann SN jun. einen notariellen "Miet-
vertrag und eine Vereinbarung iiber Pflichtteilsanspriiche":
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Darin vereinbarten sie, da8 der Kldger die von ihm
éusgebaute Wohnung im 2. Stock des Anwesens bis zum
31. Dezember 1971 noch ohne Miete und von da ab

fir weitere zehn Jahre gegen eine Miete von 100,- DM
monatlich bewohnen durfte. Herr Johann SEINEEEEER jun.
verpflichtete sich, die seinem Vater gegeniiber: Uber-
nommene Abfindung von 5.000 DM an den Kl#ger sofort,
teils durch Verrechnung,teils in bar auszuzahlen. So-
dann vereinbarten sie, daB mit der Bezahlung dieses Be-
trages dem Kléger "keinerlei Anspriiche aus dem Nach-
laB8 seiner verstorbenen Mutter ... und keinerlei
Pflichtteilsanspriiche, insbesondere auch keinerlei
Pflichtteilserginzungsanspriiche, nach seinem Vater
Johann SENMEEEE sen. gegenliber seinem Bruder

Johann SENNANEEER jun.zustehen". Weiter heift es,

der Kl#ger kdnne also "nach Bezahlung des Betrages von
«+++ keinerlei Anspriiche mehr wegen des Mutter- und
Vatergutes gegen seinen Bruder Johann SUNNIEEENER jun.
geltend machen."

Johann SEED jun. verstarb vor dem Erblasser.
Er wurde von der Beklagten beerbt,

Johann SGHINE sen. verstarb am 28, Mai 1979,
Er hatte bis zu seinem Tode die Auflassung nicht erkliért.
Weiteren Nachla8 hinterliefS er nicht., Nach seinem Tode
bewilligten die Ersatzerben Albert und Petra SENENEEER die
Auflassung des GrundstlUcks zugunsten der Beklagten als
Erbin des Johann SGNNENNENNY Jun. 1981 verH#uBerte die
Beklagte das Anwesen fiir 380.000 DM weiter.



Der Kléger hd#lt die Uberlassung fiir eine gemischte
Schenkung. Er hat von der Beklagten zundchst als
Pflichtteilserglinzung nach § 2329 BGB Zahlung von
1/10 des von ihm angenommenen Wertes der Schenkung
= 51.052,06 DM verlangt. Die Beklagte hat sich dem-
gegenilber auf Ablauf der zehnjdhrigen Frist des § 2325
Abs. 3 BGB und auf den notariell erklirten Verzicht
berufen. Das Landgericht hat der Klage in Hohe von
29.052 DM nebst Zinsen stattgegeben, das Berufungs-
gericht hat sie abgewiesen. Mit der - zugelassenen -
Revision erstrebt der KlHger die Wiederherstellung des
landgerichtlichen Urteils.

Entscheidungsgrinde:

Das Berufungsgericht geht davon aus, daB8 es sich um
eine gemischte Schenkung handelt. Die zehnjdhrige
Frist des § 2325 Abs. 3 BGB sei nicht verstrichen;
sie beginne keinesfalls vor der Erklérung der Auf-
lassung zu laufen. Daran #ndere auch die Eintragung
einer Auflassungsvormerkung nichts. Dem Pflichtteils-
ergidnzungsanspruch stehe aber entgegen, daB8 der KlHger
wirksam auf Pflichtteils- und Pflichtteilserglinzungs-
anspriche verzichtet habe. Der Vertrag vom 23. Februar
1970 sei iilber seinen Wortlaut hinaus dahin zu verstehen,
daB dem Kléger ein Pflichtteilserginzungsanspruch auch
gegenliber der Beklagten verwehrt sein sollte. Dafir
spreche der Gebrauch der Worte "keinerlei Pflichtteils-
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anspriiche" und der Umstand, daB der KlHiger in Gestalt
der vorzeitigen Auszahlung der Abfindung und der Ein-
rdumung eines 1o0-Jjdhrigen Mietvertrages zu billiger
Miete Gegenleistungen fiir den Verzicht erhalten habe.
DaB der KlHéger nach dem Wortlaut dieser Urkunde nur
auf Anspriiche gegenilber seinem Bruder verzichtet habe,
erklére sich daraus, daf der Bruder als Erbe eingesetzt
gevesen und der Fall seines Vorversterbens nicht als
naheliegend angesehen worden sei. Im iUbrigen wirke

der Verzicht auch ohne besondere Vereinbarung auch
gegeniiber der Beklagten. Dem Kldger konne es nicht zum
Vorteil gereichen, daf die urspriinglich in der Person
des Ehemannes der Beklagten vereinigte Stellung als
kilnftiger Erbe und Beschenkter nachtriglich durch sein
Vorversterben auseinandergefallen sei und sich dadurch
sein Pflichtteilserginzunsanspruch jetzt nicht mehr
gegen den tatsichlichen Erben richte, sondern gegen die
Erbin des Beschenkten. SchlieBlich gelte der erklirte
Verzicht auf eine Pflichtteilsergiinzung auch gegeniiber
der Beklagten als Erbin des Verzichtsempfdngers. Die
Rechtsposition des kilnftigen Erben gehe nach § 1922 Abs. 1
BGB auf dessen Erben iiber.

Das Berufungsgericht hat im Ergebnis richtig ent-
schieden.

Die Revision wendet sich gegen die vom Berufungs-
gericht gefundene Auslegunez und rigt insbesondere, der
Tatrichter habe dabei die Vorschrift des § 312 BGB
nicht beachtet. Es kann indessen offen bleiben, ob
diese Anpriffe berechtigt sind und § 312 BGB einer



unmittelbaren Berechtigung der Beklagten auf Grund des
Vertrages entgegenstiinde. Denn Jjedenfalls trigt die

Hilfsbegriindung des Berufungsurteils die Abweisung
der Klage.

Unabhdngig davon, ob durch den Vertrag vom
23. Februar 1970 zwischen dem Kliger und seinem
Bruder Johann SER jun. eigene Anspriiche
von dessen Abkdmmlingen und der Beklagten gegeniiber
dem Kldger, daB dieser keine Pflichtteils- und
Pflichtteilsergidnzungsanspriiche erhebe, begriindet
wurden und iiberhaupt begriindet werden konnten, hat
Johann SGNENEP jun. durch den Vertrag eine auf
die Beklagte als seine Erbin iibergegangene Rechts-
position erlangt, die der nachtrédglichen Geltend-
machung eines Pflichtteilsergidnzungsanspruches ent-
gegensteht. Der Klidger hat sich in dem Vertrag seinem
Bruder gegeniiber - und zwar sowohl in dessen Eigenschaft als
Erben Johann S sen. als such als Beschenkten -
verpflichtet, daB dessen Vermégen von Pflichtteils-
und Pflichtteilsergdnzungsanspriichen freigehalten wird.
Diese Verpflichtung konnte der Kl#ger nach § 312 Abs. 2 BGB
wirksam eingehen. Der Vertrag ist unter kiinftigen ge-
setzlichen Erben des Johann SENN sen. geschlossen
und betrifft den Pflichtteil des Klidgers nach seinem
Vater. Die erforderliche Form der notariellen Beurkundung
des Vertrages ist gewahrt. Der danach Johann Sl
jun. gegeniiber wirksam begriindete Anspruch ist vererb-
lich und auf die Beklagte als Erbin ihres verstorbenen
Mannes ebenso iibergegangen wie dessen Anspruch aus dem




Schenkungsversprechen Johann SEN sen. Dem
Klidger ist es deshalb verwehrt, einen Pflichtteils-
erginzungsanspruch gegen die Beklagte geltend zu
machen.

Dr. Hoegen Dr. Lang Dehner

Dr. Schmidt-Kessel Dr. Ritter

VA



	BUNDESGERICHTSHOF

	IM NAMEN DES VOLKES

	Verkündet am: 5. Februar 1986

	Mutterer, Justizangestellte als Urkundsbeamter der Geschäftsstelle

	- 6 -

	- 7 -




